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Vorlage 
an den Ausschuss für Haushaltskontrolle 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung 
aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein­
Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

Beitrag 12 Unsportliches Verhalten beim Sportstättenbau 

Im Nachgang zur Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle 
des Landtags Nordrhein-Westfalen am 17.03.2026 

Die Fragen des Abgeordneten Dirk Wedel von der Fraktion der FDP vom 
17. März 2026 zu dem Thema: ,,Beitrag 12 Unsportliches Verhalten 
beim Sportstättenbau" werden wie folgt beantwortet: 

1. Warum wurde der Erlass des FM vom 18. Dezember 2003 mit der 
vorstehenden Regelung aufgehoben? 

Der betreffende Runderlass wurde mit Erlass vom 29. November 2019 
aufgehoben. Ein Verstoß gegen vergaberechtliche Bestimmungen stellte 
nach der früheren Regelung regelmäßig einen Verstoß gegen 
Nebenbestimmungen dar und führte daher zur vollständigen 
Rückforderung der Zuwendung . Die dort ebenfalls vorgesehene 
prozentuale Kürzungsregelung war eine eng begrenzte Ausnahme. Sie 
bezog sich auf einen klar umrissenen Einzelfall: Lag der 
Vergaberechtsverstoß ausschließlich in einer unangemessenen 
Losaufteilung - das heißt darin, dass ein Auftrag entgegen den 
vergaberechtlichen Vorgaben nicht oder in zu große Lose aufgeteilt 
worden war -, sollte ausnahmsweise nicht zwingend die vollständige 
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Rückforderung erfolgen. Stattdessen wurde die Möglichkeit eröffnet, die 
Rückforderung auf einen angemessenen Teilbetrag in Höhe von 20-25 
Prozent zu begrenzen. 

Hintergrund der Entscheidung, den Runderlass aufzuheben, war eine 
Initiative zur Vereinfachung insbesondere der vergaberechtlichen 
Vorgaben im Zuwendungsrecht. Im Zuge dieser Überarbeitung sollten die 
Regelungen zu Vergaberechtsverstößen übersichtlicher gefasst und die 
daran anknüpfenden Rechtsfolgen insgesamt maßvoller ausgestaltet 
werden. Die erhöhte Übersichtlichkeit wurde unter anderem durch die 
Eingliederung der Regelungen in die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
erreicht. Die Rechtsfolgen vergaberechtlicher Verstöße wurden durch die 
Erweiterung des Ermessens der bewilligenden Stellen abgemildert (vgl. 
hierzu unter 2.). 

2. Gibt es an anderer Stelle eine entsprechende Nachfolgeregelung? 

Die Regelung der vergaberechtlichen Verstöße wurde im Rahmen der 
bestehenden Vorschriften zu den Erstattungen in den Allgemeinen 
Nebenbestimmungen (ANBest) umgesetzt. 
Die Rückforderung von Zuwendungen richtet sich nunmehr grundsätzlich 
nach dem allgemeinen Verwaltungsrecht und den dort geltenden 
Regelungen zu Rückforderungen. 

Kommt es zu einer Rückforderung, ist der Zuwendungsempfänger 
grundsätzlich zur Erstattung der gewährten Mittel verpflichtet. 
Vergaberechtliche Bestimmungen stellen rechtstechnisch eine Auflage 
zum Bewilligungsbescheid dar. Wird gegen eine solche Auflage 
verstoßen, richtet sich die Rückforderung nach § 49 Abs. 3 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). Die ANBest konkretisieren 
insoweit lediglich, in welchen Fällen regelmäßig von einem Verstoß 
gegen Auflagen auszugehen ist. 
§ 49 Abs. 3 VwVfG eröffnet dann ausdrücklich die Möglichkeit einer 
teilweisen Rückforderung bei einem Verstoß gegen Auflagen. Es liegt 
daher im Ermessen der Bewilligungsbehörde, die Rückforderung 
vollständig oder nur anteilig auszusprechen. Die Entscheidung ist unter 
Berücksichtigung der Umstände des konkreten Einzelfalls zu treffen. 

Dr. Marcus Optendrenk 
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